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Filmkritik 

Ein wenig genießen vor dem Sterben 
In „La vida loca“ („Das verrückte Leben“) bringt der produktive Fotograf und Dokumentarfilmer 
Christian Poveda das Zusammenleben mit dem Tod der salvadorianischen Jugendbanden-
Mitglieder Mara 18 dem Zuschauer näher. 
 
Der Dokufilm “La vida loca”, der im September 
2008 auf dem Filmfestival von San Sebastián 
gezeigt wurde, lässt den Zuschauer in das Akti-
onszentrum der mareros eintauchen, jener Ju-
gendlicher im Alter zwischen 16 und 18 Jahren, 
die in El Salvador und anderen Ländern Zent-
ralamerikas Terror verbreiten. Sie formieren 
sich in zwei rivalisierenden Bandengruppen, der 
Mara 18 und der Mara Salvatrucha. Für die 
Dauer von ca. anderthalb Jahren hielt die Ka-
mera des französich-spanischen Fotografen 
und Regisseurs die Mitglieder einer „Clique“ – 
einer Basiszelle – der Mara 18 im Stadtviertel 
La Campanera in San Salvador fest. Das Er-
gebnis ist schaudererregend, so wie es auch 
das Leben von „El Banbán“, „El Bodoque“ oder 
„La Chucky“ ist, einiger der Jungen, die Poveda 
bis zu ihrem Ende begleitet. 

„Die Mara-Bandenmitglieder sind seit ihrer frü-
hesten Jugend vernachlässigte Straßenkinder, 
denen Mutterliebe gefehlt hat. Sie schließen 
sich einer Gruppe mit einer bestimmten Struktur 
an und beschützen deren Regeln“. Mit diesen 
Worten erklärt Christian Poveda, was es für die 
Mitglieder der Mara 18 oder Salvatrucha bedeu-
tet, zu einer dieser Jugendbanden zu gehören. 
Er versichert, dass seine Absicht diesen Do-
kumentarfilm zu drehen darin bestand, „die Be-
weggründe eines Jugendlichen aufzuspüren, 
die ihn zu einem Mörder werden lassen, der 
jederzeit bereit ist zu sterben“. Die Antworten 
auf diese Unbekannte lauten: Eine kärgliche 
und unsichere Gesellschaft, die die Jugendli-
chen vergisst, ein Daseinszustand, dessen ein-
ziges Mittel zur Problemlösung die Unterdrü-
ckung ist, und das aufgrund fehlender Vorbeu-
ge- bzw. Rehabilitationsmaßnahmen.  

In „La vida loca“ schließen sich einige der 
Hauptakteure zu einer Initiative zusammen und 
annoncieren die Eröffnung einer Brotbäckerei. 
Darauf reagieren die Behörden mit der Schlie-
ßung des Ladens und der Inhaftierung ihrer 
Betreiber. 

“In meinen über dreißig Berufsjahren habe ich 
viele Tote gefilmt, aber noch nie Tote, die ich 
vorher  gekannt  hatte”, sagt  Christian Poveda, 
 

 
Fotos: Christian Poveda 

der monatelang Tat für Tag mit Jugendlichen 
verbrachte, die er “nach und nach sterben sah”. 
Die mareros sind junge Leute, die von dem 
Zeitpunkt des Aufnahmerituals in der Bande an 
damit rechnen, dass der Tod ihr Schicksal sein 
wird: „die Mara ist für sie ein Lebensstil der Ver-
rücktheit, bis zum äußersten verrückt zu spie-
len. Und eine davon ist der Tod“. Er ist die 
Hauptperson in dem Film und eine in El Salva-
dor sehr etablierte Tatsache, wo jeden Tag fast 
ein Dutzend Morde begangen werden, eine der 
höchsten Todesraten der Welt. Und so ist es – 
wie der Regisseur es ausdrückt – die einzige 
Hoffnung dieser Jugendlichen, sich den Banden 
anzuschließen und das „Leben vor dem Ster-
ben ein wenig zu genießen“. 
 
Skepsis über einen möglichen Wandel 
Im März 2009 werden in El Salvador Präsident-
schaftswahlen stattfinden. „Ich glaube nicht, 
dass sich die Situation ändern wird“, antwortet  
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Christian Poveda, als der Journalist ihn fragt, 
ob er irgendeine mögliche Veränderung für den 
Fall sieht, dass der Frente Farabundo Martí 
para la Liberación Nacional (FMLN) die Wahlen 
gewinnt. „Zwar gibt es bei dem Kandidaten der 
FMLN, Mauricio Funes, die Bereitschaft dazu. 
Er scheint mir ehrenhaft zu sein und will soziale 
Veränderungen in Gang setzen. Er wird aber 
mit der Last der ökonomischen Probleme 
kämpfen müssen, die El Salvador seit 30 Jah-
ren auf Grund der Bürgerkriegs und der unwirk-
samen Wirtschaftspolitik, die die ARENA in den 
letzten 20 Jahren gemacht hat, lahm legt. Au-
ßerdem“, fügt Poveda hinzu, „um eine Präven-
tions- und Rehabilitationspolitik voranzubringen, 
sind folgende Ressourcen notwendig: an erster 
Stelle Menschen, soll heißen, Menschen, die 
bereit sind, die Arbeit zu machen, und Geld.“ 
„Und diese Ressourcen gibt es in El Salvador 
nicht“, urteilt der Direktor und Regisseur von La 
vida loca. 
 
Maras – importiert aus den USA 
Die maras von Zentralamerika haben das Mus-
ter der Banden übernommen, die in den Latino-
Vierteln von Los Angeles entstanden, wo sich 
zwischen dem Ende der 1980er und Anfang der 
90er Jahre die Mara Salvatrucha und die Mara 
18 formierten. Der Begriff ‚Mara’ kommt von 
marbunta, die Vermassung von zentralameri-
kanischen Ameisen, die alles, was sie auf ihrem 
Weg fanden, verschlangen. Beide Banden ha-
ben in den Vereinten Staaten in einem dauern-
den Kampf gelebt, sowohl auf der Straße als 
auch in den Gefängnissen, wobei sie sich zu 
kriminellen Organisationen im Kampf um die 
Macht entwickelten. Ihre Mitglieder, Abkömm-
linge aus Zentralamerika, waren aus den Bür-
gerkriegsregionen geflohen – wie jener, die El 

Salvador in den Jahren 1980 bis 1992 erschüt-
terte. 
 
Nach der Verabschiedung der US-amerikani-
schen Migrationsreform („Illegal Immigration 
Reform“ und „Immigrant Responsibility Act“) 
wurden ab 1996 mehrere zehntausend mare-
ros, die in nordamerikanischen Gefängnissen 
einsaßen, in ihre Ursprungsländer in Zentral-
amerika zurückgeführt – mit dem für El Salva-
dor, Honduras und Guatemala verheerenden 
Effekt, dass mit ihrer Ausweisung die Bedin-
gungen für Marginalität und Gewalt ebenfalls 
mit umsiedelten und sie sich zu Banden for-
mierten. In diesen schlossen sich Straßenkin-
der – in der Mehrheit Waisen und aus der Ge-
sellschaft Ausgeschlossene – zusammen.   
 

Marcos de Barros 1 
 
 
 
 

                                                 
1  Marcos de Barros (Jg. 1984) gehört seit dem Spätherbst 2008 

zur CASA- und Guatemala-Kogruppe. Nach seinem Journalis-
tik-Studium in Barcelona übersiedelte er im Herbst 2007 nach 
Hamburg und arbeitet seither in der Hansestadt für verschie-
dene Print- und Onlinemedien. 
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Ökoparadies ohne Indígenas 
Der mexikanische Bundesstaat Chiapas wird nach Regierungsplänen komplett umgebaut: 
Tourismus, Monokulturen und Städte sollen entstehen. Die betroffene Landbevölkerung wird erst 
gar nicht gefragt. 
 
Von Luz Kerkeling, Chiapas 
 
Mexiko befindet sich in einer tiefen Krise. Poli-
tisch, ökonomisch, sozial und ökologisch. Die 
aktuelle Regierung des Landes unter Präsident 
Felipe Calderón von der rechtskonservativ-
neoliberalen Partei der Nationalen Aktion PAN 
tut nach Ansicht zahlreicher sozialer Organisa-
tionen alles, um die Krise zu verschärfen. Ge-
meinsam mit der ehemaligen Staatspartei PRI 
(Partei der Institutionellen Revolution) und im-
mer stärker auch mit Teilen der sozialdemokra-
tischen PRD verschärft und perfektioniert sie 
die Ausbeutung von Mensch und Natur. 
 
Demagogie des neuen Gouverneurs 
Juan Sabines Guerrero, amtierender Gouver-
neur von Chiapas, siegte bei den Wahlen im 
Jahr 2006 unter dem Slogan »Taten statt Wor-
te«. Dieses Wahlversprechen erfüllt er sogar – 
aber wie? Sabines’ Karriere illustriert anschau-
lich die Situation der politischen Klasse in Chia-
pas – wenn nicht in ganz Mexiko. Eigentlich 
hatte der Sohn des ehemaligen Gouverneurs 
Juan Sabines Gutiérrez, der von 1979 bis 1982 
das gleiche Amt innehatte, für die PRI kandidie-
ren wollen. Doch aufgrund von Interessenskon-
flikten kandidierte er schließlich für die PRD 
und gewann die Wahlen. Heute arbeitet er mit 
Landkreispräsidenten der drei bürgerlichen Par-
teien PAN, PRI und PRD zusammen und hat 
sich in den ersten anderthalb Jahren seiner 
Amtszeit auffällig oft mit Präsident Calderón 
von der PAN getroffen, um ökonomische und 
infrastrukturelle Projekte voranzutreiben – von 
politischen Konflikten zwischen der sozialde-
mokratischen PRD und der rechtskonservativen 
PAN keine Spur. 

In seiner ersten Regierungserklärung nach ei-
nem Jahr im Amt betonte Sabines, dass er die 
gesellschaftliche Pluralität im Bundesstaat 
schätze und pflegen wolle, wobei er auch expli-
zit die zapatistische Bewegung erwähnte. Er 
kündigte eine Aufarbeitung der Straflosigkeit, 
ein Ende der Polizeigewalt, soziale Maßnah-
men und ein enormes Wirtschaftswachstum an. 
In der »Deklaration von Comitán«, die Sabines 
vor der Wahl unterzeichnete, und in der aktuel-
len Tourismusplanung  seiner  Administration  

Am 3. Dezember 2008 hielt Luz Kerkeling auf Einla-
dung der CASA- und Guatemala-Kogruppe und 
Zapapres e.V. in der Werkstatt 3 einen Vortrag zum 
Thema „Chiapas im Visier von Politik und Kapital“. 
Inhaltlich ging es sowohl um eine Schilderung der 
neoliberalen „Entwicklungs-“ und Ordnungsprojekte 
der Regierung als auch um den vielfältigen sozialen 
Widerstand dagegen. Der Vortrag wurde durch zahl-
reiche Dias (Fotos, Grafiken und Collagen) illustriert, 
die der Referent fortwährend parallel zu seinen Aus-
führungen auf die Zuhörer wirken ließ. Die Fülle der 
Informationen, Bilder und Assoziationen war so groß, 
dass allein ein zusammenfassendes Wortprotokoll 
eine echte Herausforderung gewesen wäre. Der 
Autor gestattete uns stattdessen den Nachdruck 
eines Artikels, den er am 22. April 2008 in der ‚jun-
gen welt’ veröffentlicht hatte. 
Luz Kerkeling arbeitet derzeit als wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am CIEPAC (Zentrum für ökonomische 
und politische Forschung) in San Cristóbal, Chiapas, 
und ist ferner im Bildungsverein Zwischenzeit e.V. 
und in der Gruppe B.A.S.T.A. (beide Münster) aktiv 
tätig.  
 
wird angekündigt, Chiapas in ein neues 
Cancún, ein neues touristisches Mekka und ein 
öko-archäologisches Musterprojekt zu verwan-
deln. 

Die progressiv gefärbte Ausrichtung der Um-
gestaltung des Bundesstaates richtet sich an 
internationale Akteure aus Politik und Wirtschaft 
– darunter die EU, die Investitionen in Höhe von 
55 Millionen Euro für »nachhaltige Entwick-
lungsprogramme« angekündigt hat. Alle Inte-
ressenten sollen mehr und mehr davon über-
zeugt werden, dass Chiapas nicht mehr das 
korrupte und brutale Hinterland ist. Dagegen 
spüren immer breitere Teile der Landbevölke-
rung die Auswirkungen: Was für die Ohren der 
potentiellen Investoren »Ökotourismus« und 
»Partizipation der Bevölkerung« genannt wird, 
bedeutet für die meist indigene Bevölkerung vor 
Ort Vertreibung, Landenteignung, Migration 
oder Konvertieren in Lohnarbeiter. 

Die vermeintlich »kommunitären« und »ökolo-
gischen« Tourismusprojekte in Ixcán, Guaca-
mayas, Lacanjá Chansayab und weiteren Ge-
meinden des Lakandonischen Regenwalds sind 
nach Angaben von Miguel Angel García von 



28  Rundbrief 01/2009 

CASA- und Guatemala-Kogruppe 

der Nichtregierungsorganisation »Maderas del 
Pueblo« »weder umweltfreundlich, noch nutzen 
sie den Gemeinden als Ganzes«. Das ehemals 
unverkäufliche und kollektive Gemeindeland 
wird über vorgebliche Hilfsprogramme privati-
sierbar gemacht. Nur einige wenige Familien 
profitieren davon, und nicht selten wird das 
Land an wohlhabende Grundbesitzer oder Un-
ternehmer verkauft, was ein hohes Maß an so-
zialer Ungleichheit und irreversible Desintegra-
tionsprozesse in den Dörfern mit sich bringt. 
 
Der »Plan Puebla Panamá«  
Der im Jahr 2000 unter Präsident Vicente Fox 
auf den Weg gebrachte »Plan Puebla Panamá« 
(PPP) ist keineswegs vom Tisch. Wegen des 
offensichtlichen Widerstands der Landbevölke-
rung und vieler Nichtregierungsorganisationen, 
der geringen Medienpräsenz und der zögerli-
chen Haltung der internationalen Investoren 
freuten sich einige Beobachter aus dem Umfeld 
der sozialen Bewegungen zu früh. Der Plan 
bleibt bestehen: ein gewaltiges Infrastrukturpro-
jekt für Südmexiko und Zentralamerika, das den 
Bau von Straßen, Häfen, Flughäfen, Kraftwer-
ken, das Verlegen von Telekommunikations- 
und Stromleitungen, die Erweiterung der Maqui-
ladora-Industrie sowie die Anlage von Monokul-
turen und die Ausbeutung von Biodiversität, 
Wasser und Bodenschätzen umfasst. Zahlrei-
che Großprojekte und das steigende Interesse 
mexikanischer und internationaler Investoren – 
auch aus Japan und China – belegen dies. Die 
als Mesoamerika bezeichnete Region, die aus 
Perspektive des Kapitals noch immer nicht aus-
reichend an den Markt angekoppelt ist, soll 
durch den Plan anschlussfähig und somit aus-
beutbar gemacht werden. 

Für Chiapas hat das zur Folge, dass neben den 
»Ökotourismusprojekten« die klassischen, am 
Rande des Regenwalds gelegenen Standorte – 
die Ruinenstadt von Palenque oder die Wasser-
fälle von Agua Azul – erheblich ausgebaut wer-
den sollen. Neben einer Autobahn von San 
Cristóbal nach Palenque ist auch der Ausbau 
des dortigen Flughafens vorgesehen. 

Unter diesen so genannten Entwicklungsmaß-
nahmen werden Dutzende Gemeinden leiden – 
auch die der Regierung nahestehenden Dörfer, 
wie Agua Azul. Ein Sprecher der nun von Räu-
mung bedrohten zapatistischen Gemeinde 
Nuevo Progreso versicherte im Interview: »Die 
neue Schnellstraßen und die Tourismusprojekte 
nutzen nur den lokalen Kaziken (Machthabern, 
L. K.), der Regierung und den Imperialisten der 

internationalen Tourismusbranche.« Offiziell 
sollen zu allen Teilprojekten des PPP die je-
weils betroffene Bevölkerung konsultiert werden 
– die bisherige Praxis sieht jedoch nach einhel-
liger Aussage unabhängiger Organisationen 
anders aus. 

Die im Kontext des Plans gebauten Straßen 
sind in der Regel kostenpflichtig, da sie über 
Public-Private-Partnership-Maßnahmen finan-
ziert werden, und verfügen fast nie über Zufahr-
ten zu kleinen Gemeinden, so dass sie für die 
lokale Bevölkerung vollkommen nutzlos sind. 
Gleichzeitig wird der an der Pazifikküste wirt-
schaftsstrategisch äußerst günstig gelegene 
Hafen Puerto Chiapas ausgebaut, um mehr 
Transport- und Kreuzfahrtschiffe aufnehmen zu 
können, wodurch wiederum der Druck auf eine 
schnelle Fertigstellung der Schnellstraßen er-
höht wird. 

Juan Bosco Martí, PPP-Koordinator, gab im 
Februar 2008 bekannt, dass bisher 4,5 Milliar-
den US-Dollar, 56 Prozent der geplanten Aus-
gaben, in das Gesamtprojekt investiert worden 
sind. Mexiko habe 1,6 Milliarden Dollar in 2053 
Kilometer Straßenbau und 30 Millionen Dollar in 
kommerzielle Infrastruktur eingebracht. Präsi-
dent Calderón wiederholt gebetsmühlenartig, 
dass die Infrastruktur- und Modernisierungs-
maßnahmen unerlässlich für die Wettbewerbs-
fähigkeit der mexikanischen Wirtschaft seien. 
Gemeint ist damit die Umsetzung des PPP, 
aber auch die weitere Öffnung des staatlichen 
Ölunternehmens Pemex für Privatkapital. 

Aus den Pemex-Erlösen stammen bislang aber 
etwa die Hälfte der Staatseinnahmen – in den 
Augen vieler Mexikaner unverzichtbare Mittel, 
die zum Nutzen der Bevölkerung eingesetzt 
werden sollten. Eine breite Regierungskam-
pagne in Fernsehen und Radio soll daher die 
skeptische Bevölkerung von der dringenden 
Notwendigkeit der umstrittenen Megaprojekte 
überzeugen. Die Restrukturierung im Rahmen 
des PPP endet laut Juan Bosco im Juni. Das 
Projekt werde dann umbenannt, »um die Ziele 
mit größerer Klarheit zu kommunizieren« – die 
manipulativen Interessen dieser Art von Öffent-
lichkeitsarbeit sind dabei unübersehbar. 
 
Verlust indigener Lebensweisen 
Bei all den Maßnahmen im Rahmen des Plans 
Puebla Panamá und anderer Entwicklungspro-
jekte sind die Menschen im Wege, die in Tau-
senden Dörfern auf dem Land leben. Daher 
werden sie nicht nur durch Projekte vertrieben, 
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die ihre Gemeinden zerstören. Die ländlich-
indigenen Gebiete werden auch durch den be-
ginnenden Bau von ciudades rurales (ländli-
chen Städten) entvölkert, der von der Regie-
rung massiv vorangetrieben wird und durch den 
die Landbevölkerung auf wenige Wohnorte 
konzentriert werden soll. 

Angelockt werden die Menschen durch Ver-
sprechen auf Trinkwasser, Betonböden, Kanali-
sation, Elektrizität, Bildung und Gesundheits-
versorgung. Es zeichnen sich verstärkt An-
strengungen ab, das Leben in den ländlichen 
Regionen grundsätzlich umzustrukturieren. Ne-
ben der Schwächung des indigenen Widerstan-
des, der vor allem in den von der Zapatisti-
schen Armee zur nationalen Befreiung (EZLN) 
kontrollierten Regionen eine nicht zu ignorie-
rende soziale Kraft darstellt, geht es um die 
Privatisierung von Gemeindeboden und um die 
Transformation der Subsistenzwirtschaft in eine 
marktorientierte Produktionsweise. Alberto 
Castelazo, Präsident der Stiftung für ländliche 
Entwicklung, erklärte jüngst freimütig in der 
Tageszeitung Reforma, dass den mexikani-
schen Bauern eine unternehmerische Vision 
fehle. Die Stiftung führt zur Zeit einen Modell-
versuch in Chiapas durch, bei dem es laut 
Castelazo darum geht, dass die Bauern sich 
zusammenschließen, »Monsanto ihnen aufge-
wertetes Saatgut und Bayer den Dünger ver-
kauft sowie Gruma ihnen die Produktion ab-
kauft«. So könnten sechs Tonnen Mais pro 
Hektar statt bisher anderthalb Tonnen pro Ernte 
erwirtschaftet werden. 

 
Protest im Regenwald: »Schluss mit Vertreibungen, Umsiedlun-
gen und Massakern! (Foto: Luz Kerkeling) 
Castelazo räumte ein, dass es extrem schwierig 
sei, die Menschen zu überzeugen – Jahrhun-
derte schlechter Erfahrungen mit vermeintlich 
gutgemeinten Ratschlägen haben offenbar ihre 
Spuren bei den Indígenas hinterlassen. 

Die indigene Lebensweise ist nicht nur durch 
Kampagnen zur Selbstauslieferung der Kleinst-
produzenten an die Agrarindustrie in Gefahr. Es 
droht weiterer Landraub: Für verschiedene Re-
gionen gibt es Pläne, die bereits existierenden 
Monokulturen (vor allem Ölpalme und Zucker-
rohr) auszubauen. In diesem Kontext wird unter 
hohem Druck aus der Privatwirtschaft geprüft, 
ob die Produktion des umstrittenen Agrartreib-
stoffs rentabel ist. Sollte das der Fall sein, wird 
dies entweder eine Renaissance größerer Fin-
cas oder des fremdbestimmten Arbeitens armer 
Landbauern mit der Energiepflanze auf kleins-
ter Parzelle mit sich bringen. 

Egal, wem die entsprechenden Ländereien im 
Endeffekt gehören werden: Es besteht die Ge-
fahr einer Ausbreitung der Lohnsklaverei, ein 
Verlust der dörflichen Sozialstrukturen und 
massive Umweltschäden. Zusätzlich zur Um-
gestaltung und Erweiterung der landwirtschaftli-
chen Nutzflächen kommt der von Umweltgrup-
pen kritisierte »Naturschutz ohne Menschen«. 
Darunter sind vereinte Anstrengungen von 
Staatsbehörden, Kaziken und der Privatwirt-
schaft zu verstehen, die Bevölkerung aus den 
noch intakten Regenwaldgebieten und anderen 
Ökosystemen zu vertreiben, um die Biodiversi-
tät, die Wasservorkommen und die dort befind-
lichen Bodenschätze ökonomisch nutzen zu 
können. Weitere Tourismusprojekte sind für 
diese Regionen, darunter das berühmte Reser-
vat Montes Azules im Lakandonischen Regen-
wald, geplant. Der Druck auf die dörfliche Le-
bensweise wird schließlich noch einmal erhöht, 
indem die mexikanische Zentralregierung über 
500000 Hektar Land, das sind sieben Prozent 
der Fläche von Chiapas, für die Ausbeutung 
von Bodenschätzen konzessioniert hat. 
 
Militarisierung der Herrschaft 
Wenn die Gemeinden sich nicht freiwillig den 
Plänen von Regierung und Wirtschaft fügen – 
was häufig durch Korrumpierung der Führungs-
persönlichkeiten erreicht wird – oder gar Wider-
stand organisieren, treten die staatlichen Si-
cherheitskräfte oder Paramilitärs auf den Plan. 
Bis heute operieren in Chiapas illegale Grup-
pen, die die oppositionelle Bevölkerung ein-
schüchtern, vertreiben, verletzen und töten. Die 
Menschenrechtlerin Momo Bauer berichtet über 
ihre Erfahrungen: »Die Drohungen und Angriffe 
der regierungsnahen ›Organisation zur Vertei-
digung der indigenen und bäuerlichen Rechte‹ 
(OPDDIC) auf zapatistische Gemeinden haben 
in den letzten Monaten ein so besorgniserre-
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gendes Maß angenommen wie seit zehn Jah-
ren nicht mehr: Sie erinnern an die Übergriffe, 
die dem Massaker von Acteal am 22. Dezem-
ber 1997 vorausgingen, bei dem 45 Menschen 
ermordet wurden.« Das Menschenrechtszent-
rum Fray Bartelomé de las Casas in San 
Cristóbal konnte mehrfach nachweisen, dass 
die Paramilitärs, die das Massaker von Acteal 
zu verantworten haben, im Auftrag von Regie-
rung und Militär gehandelt haben. Die EZLN 
geht davon aus, dass es sich im Fall der OPD-
DIC um eine ähnliche Strategie handelt. 

 
 Foto: Luz Kerkeling 

Aber die Militarisierung ist kein spezifisches 
Phänomen dieser Region. Präsident Calderón 
militarisiert das gesamte Land. Dieser Prozess 
wird mit dem Kampf gegen das organisierte 
Verbrechen, vor allem gegen den Drogenhan-
del, gerechtfertigt. Doch nachhaltige Erfolge 
bleiben seit Monaten aus, vielmehr wird immer 
wieder berichtet, dass die Eliten um Calderón 
die Drogenkartelle des Landes nach ihrer Fas-
son ordnen würden. Kritische Intellektuelle und 
Menschenrechtsorganisationen warnen, dass 
die Militarisierung eine langfristige autoritäre 
soziale Disziplinierung mit sich bringe und de 
facto eine Präventivmaßnahme für potentielle 
gesellschaftliche Unruhen sei. Dies scheint 
plausibel, denn mehr als die Hälfte der Bevölke-
rung gilt als arm – Tendenz steigend nicht zu-
letzt deshalb, weil Anfang 2008 die letzte Stufe 
des Nordamerikanischen Freihandelsabkom-
mens NAFTA in Kraft getreten ist. Dazu kommt 
die niedrige Aufklärungsrate von Verbrechen im 
Land und die fast totale Weigerung der Eliten, 
über die Verbesserung der Lebensverhältnisse 
der marginalisierten Bevölkerungsteile zu ver-
handeln. Sogar die Weltbank ist inzwischen 
über die extreme Polarisierung der mexikani-
schen Gesellschaft besorgt. 

Die unabhängige internationale Menschen-
rechtskommission CCIODH, die die Bundes-
staaten Chiapas und Oaxaca sowie die Stadt 
San Salvador Atenco im Februar bereist und 
über 280 Interviews geführt hat, kommt zu dem 
Ergebnis, dass gegen die Aktivisten aus sozia-
len Bewegungen mit willkürlichen Festnahmen, 
Folter, Gewalt, Mord und Erpressung von Ges-
tändnissen für nicht begangene Delikte vorge-
gangen wird. Die Organisation verweist darauf, 
dass – um diese Misere zu beenden – struktu-
relle Veränderungen erforderlich seien, die von 
Seiten der Regierung allerdings überhaupt nicht 
in Sicht sind. 
 
Privatisierung der Politik 
Die aktuellen Veränderungen in Chiapas und 
Mexiko stehen in einem direkten Zusammen-
hang mit internationalen Entwicklungen. Die am 
23. März 2005 von den Präsidenten Vicente 
Fox und George Bush sowie dem kanadischen 
Premierminister Paul Martin unterzeichnete 
»Nordamerikanische Allianz für Sicherheit und 
Wohlstand« (ASPAN) stellt eine qualitative 
Veränderung der Beziehung der drei Staaten 
und ihrer jeweiligen nationalen Politik dar und 
bildet unter Umständen sogar einen Modellfall 
auf internationalem Niveau. 

Offiziell geht es um Schutz vor Terrorismus und 
Kriminalität sowie um die Verbesserung der 
Lebensbedingungen der Bevölkerung. Tatsäch-
lich zielt die Allianz jedoch darauf ab, die aus 
Perspektive der Regierungen und der ökonomi-
schen Eliten bisher nicht erreichten Ziele aus 
dem Freihandelsabkommen NAFTA zu verwirk-
lichen und das notwendige Instrumentarium 
dazu zur Verfügung zu stellen. Im Sicherheits-
bereich wird die »Initiative Mérida« – auch 
»Plan Mexiko« genannt – vorangetrieben, die 
die militärische Zusammenarbeit des Landes 
mit den USA intensiviert. In diesem Kontext 
werden mexikanische Militärs von der US-
Armee ausgebildet; Mexiko erhält enorme Fi-
nanzmittel und US-Hochtechnologie. Zudem 
unterstehen die Armeen von Mexiko und Kana-
da durch ASPAN dem US-amerikanischen Co-
mando Norte, womit beide Staaten auch ins 
Raster militärischer Gegner der USA geraten. 
Sogar Militärs sind besorgt: Für 

den ehemaligen mexikanischen General José 
Francisco Gallardo ist die Realisierung von 
ASPAN nur mit einem Ereignis in der Geschich-
te Mexikos vergleichbar: mit dem Verlust der 
Hälfte des nationalen Territoriums im Jahre 
1847 an die USA. 
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Im ökonomischen Sektor zielt die Allianz darauf 
ab, den freien Fluss von Waren, Dienstleistun-
gen und Finanzen bei gleichzeitiger Kontrolle 
der Arbeitsmigration zu garantieren. ASPAN 
unterwirft Mexiko stärker als jemals zuvor den 
ökonomischen und militärischen Interessen der 
USA. Die mexikanische Regierung ist in diesem 
Kontext jedoch keinesfalls als »Opfer« der US-
Regierung zu betrachten: Die Administration 
Calderón hat im Gegenteil den »Plan Mexiko« 
massiv eingefordert – zugunsten der eigenen 
Eliten. ASPAN ist nach Einschätzung des 
»Zentrums für ökonomische und politische For-
schung« mit Sitz in Chiapas ferner ein Instru-
ment zur Bekämpfung von sozialen Bewegun-
gen, zur Ressourcensicherung und allgemein 
zur Sicherung der Herrschaft des Kapitals vor 
dem Hintergrund der instabilen Konjunktur, des 
starken gesellschaftlichen Widerstands gegen 
den PPP und die gesamtamerikanische Frei-
handelszone ALCA, die 2005 bis auf weiteres 
scheiterte. 

Die Allianz ist auf undemokratische Weise auf 
den Weg gebracht worden, denn sie wurde 
nicht von den nationalen Parlamenten verab-
schiedet, wie es noch vom NAFTA-Abkommen 
bekannt ist, sondern sie ist nach ihrer Ausarbei-
tung durch die größten Unternehmen der drei 
Staaten lediglich von den Regierungen schritt-
weise dekretiert worden. Nach Land, Bildung, 
Gesundheit, Wasser und zahlreichen weiteren 
Bereichen des Lebens werden nun offenbar 

auch Politik und militärische Sicherheit privati-
siert. Neben massenhafter Enteignung zuguns-
ten der wohlhabenden Eliten beinhaltet dieser 
Prozess auch eine massive Entdemokratisie-
rung der Gesamtgesellschaft und eine Etablie-
rung neofeudal-imperialistischer Zustände in 
Nordamerika. 

In dem aktuellen Projekt der mexikanischen 
Eliten stören die indigenen Gemeinden und die 
Landbevölkerung, die EZLN, die Bewegungen 
in Oaxaca und Guerrero sowie die vielen weite-
ren sozialen und politischen des Landes, die 
Umweltaktivisten, die Frauenorganisationen, 
die Gewerkschaften und alle Menschen, die 
sich nicht der kapitalistischen Verwertungslogik 
unterwerfen, mehr als je zuvor.  

Die unabhängigen Bewegungen unternehmen 
trotz aller Repression und Widrigkeiten – zu 
denen auch interne Differenzen zählen – große 
Anstrengungen, um sich gegen die aufoktroy-
ierte Politk der politischen Klasse zu wehren, 
den weiteren Fortschritt der neoliberalen Pro-
jekte zu stoppen und Alternativen zu erarbeiten. 
Noch wissen die wenigsten Menschen in Mexi-
ko, welch gravierende Konsequenzen die aktu-
ellen Prozesse für ganz Nordamerika haben 
können, daher bestehen die aktuellen Anstren-
gungen darin, die Informationsarbeit auszuwei-
ten. 
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Kurznachrichten 
 
FMLN gewinnt die Präsidentschaftswahlen in El Salvador 
 
Bei den Präsidentschaftswahlen am 15. März 
2009 konnte sich die ehemalige Guerillaorganisa-
tion Frente Farabundo Martí de Liberación Nacio-
nal (FMLN) gegenüber der konservativen Repub-
likanisch-Nationalistischen Allianz (ARENA) mit 
einem knappen Vorsprung durchsetzen. Der 
linksgerichtete Kandidat Mauricio Funes gewann 
die Wahlen mit 51,3%, sein rechtsgerichteter 
Kandidat Rodrigo Ávila erreichte 48,7% der 
Stimmen. 

Laut einem Bericht der Delegierten der Schweizer 
Wahlbeobachtungskommission haben die zahlrei-
chen Wahlbetrügereien der ARENA-Administra-
tion zu diesem knappen Ergebnis geführt. Die 
Prognosen unabhängiger Institute hatten dem 
FMLN einen Vorsprung von 10% vorausgesagt. 
Weitergehende Betrugsfälle, die auch schon im 
Vorfeld der Wahlen stattgefunden hatten, konnten 
von den nationalen und internationalen Wahlbe-
obachtern zumindest teilweise be- oder verhindert 
und v.a. durch die starke Wählermobilisierung 
durch den FMLN zahlenmäßig relativiert werden. 
Aufgedeckt wurden u.a. falsche Identitätskarten, 
Mehrfachwähler, Stimmabgaben von im Wahlre-
gister eingetragenen Verstorbenen sowie „Impor-
te“ von Nicaraguanern, die gegen Bezahlung und 
mit falschen Papieren ausgestattet zur Wahl gin-
gen.  

Ansonsten verlief der Wahltag ruhig. Mauricio 
Funes wird sein Amt als Präsident am 1. Juni 

antreten. Er möchte zum Präsidenten des Frie-
dens und Wiederaufbaus werden. Sein vorrangi-
ges Ziel ist es, das Land zur dynamischsten Wirt-
schaft Lateinamerikas zu machen. Auch unter 
seiner Regierung soll El Salvador ein überzeugter 
Verbündeter der Vereinigten Staaten bleiben, die 
großen wirtschaftlichen Einfluss auf das Land 
haben.  

Nach 20 Jahren findet damit auch in El Salvador 
ein Linksruck innerhalb der politischen Führungs-
spitze des Landes statt. Der gewählte Präsident 
Funes betonte dabei die Unabhängigkeit von Ve-
nezuelas Staatschef Chávez. Es bleibt zu hoffen, 
dass diese politische Veränderung auch zu einer 
deutlichen Verbesserung der Situation der Men-
schenrechte führen und zur Aufklärung unzähliger 
Menschenrechtsverbrechen in der Vergangenheit 
beitragen wird, welche die Menschen bis heute 
schwer belasten. So drängt die Asociación Pro-
Búsqueda de Niñas y Niños Desaparecidos, die 
nach den während des Bürgerkrieges verschwun-
denen Kindern sucht, weiterhin darauf, dass die 
gesetzlichen Vorgaben für die interinstitutionelle 
Kommission zur Suche nach den verschwunde-
nen Kindern geändert und mit den Empfehlungen 
des Interamerikanischen Menschenrechtsge-
richtshofes in Übereinstimmung gebracht wird.  

Kirstin Büttner 

 
 

 

Casa Alianza Guatemala geschlossen 
 
Im Januar erreichte uns ein Gerücht, das bald 
darauf zur traurigen Gewissheit wurde: Die Kin-
derhilfsorganisation Casa Alianza ist in den Stru-
del der internationalen Finanzkrise geraten und 
musste seine Projekte in Guatemala im Januar 
2009 schließen.  

Betroffen ist das Convenant House, die Mutteror-
ganisation von Casa Alianza in New York, dessen 
Grundstücke im Zuge der Immobilienkrise massiv 
an Wert verloren haben. Zudem sind wichtige 
Großspenden in Millionenhöhe weg gebrochen, 
die u.a. von Bankern und Brokern der Wall Street 
kamen. Die internationale Finanzkrise ist damit 
auch zur Realität für die Kinderhilfsorganisation 
geworden. Mit dem Unterschied, dass diese nicht 
unter schützende Finanzschirme schlüpfen kann. 

Die Mitarbeiter von Casa Alianza wurden selbst 
von der Dramatik der Krise überrascht. „Achtzig 
Prozent der Mittel für Casa Alianza Guatemala 
kamen aus den USA“, sagt Franz Hucklenbruch, 
Geschäftsführer von Casa Alianza Kinderhilfe 
Guatemala e.V. „Mit dem Wegfall der Finanzie-
rung ist de facto keine Weiterführung der Pro-
gramme möglich, alle Mitarbeiter wurden entlas-
sen, die Programme beendet.“ Die Kinder und 
Jugendlichen, die nicht auf andere Projekte im 
Land verteilt werden konnten, werden nun von 
Praktikanten betreut, die Reintegration in ihre 
Familien soll innerhalb der nächsten drei Monate 
stattfinden. Ein Prozess, der Ruhe und Einfüh-
lungsvermögen verlangt, wird auf diese Weise 
drastisch beschleunigt, die Folgen für die Jugend-
lichen und ihre Familien sind unabsehbar. Der 
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Druck, der auf den Mitarbeitern lastet, ist groß. 
Doch die Kinderhilfe Guatemala gibt nicht auf. 
„Wir sind im Kontakt mit unserem Büro in Hondu-
ras. Wenn Guatemala keine Finanzierung aus 
den USA mehr erhält, müssen wir nach Alternati-
ven suchen, und die können in einer Zusammen-
arbeit mit dem Nachbarland und uns in Deutsch-
land liegen“, so Hucklenbruch. Er und seine Mit-
arbeiter hoffen auf die anhaltende Unterstützung 
der Bevölkerung in Deutschland und eine enge 
Zusammenarbeit mit anderen Hilfsorganisationen, 
um den Neuanfang in Guatemala zu schaffen. 
Spenden, die 2008 beim deutschen Zweig der 
Kinderhilfsorganisation eingingen, sollen in den 
Wiederaufbau der Projekte fließen, sobald wieder 
verlässliche und transparente Strukturen in Gua-
temala zur Verfügung stehen.  

Die Arbeit von Casa Alianza ist nicht nur für die 
Kinder und Jugendlichen vor Ort unersetzlich. Die 

Aktion „Zero Tolerance… for Impunity. Extrajudi-
cial Executions of Children and Youths since 
1998“ von 2003 ist nur ein Beispiel dafür, dass 
auch Amnesty International sich bei seinem Ein-
satz für die Rechte von Straßenkindern zum gro-
ßen Teil auf die Arbeit von Casa Alianza stützt. 
Ohne die sorgfältig recherchierten Statistiken und 
die Darstellung von Einzelschicksalen durch die 
Kinderhilfsorganisation wäre die AI-Einzelfallarbeit 
in dieser Form nicht möglich gewesen. 

Der erste Schrecken ist vorbei, er hat die deut-
sche Sektion von Casa Alianza nicht gelähmt. 
Hier wird auf Hochtouren nach Lösungen gesucht. 
Wir wünschen ihr alles erdenklich Gute für den 
Neuanfang. 

Shelina Islam 

 
Eine gute Nachricht aus Honduras 
 
Die Menschenrechtsorganisation Asociación para 
una Sociedad Más Justa (ASJ) hat mitgeteilt, dass 
am 27. Februar 2009 die beiden Männer, die man 
des Mordes am Menschenrechtsanwalt Dionisio 
Díaz García verdächtigte, für schuldig befunden 
wurden. Am 18. März soll das Urteil gesprochen 
werden. Es wird eine 20-30-jährige Haftstrafe 
erwartet. 

Dionisio Díaz García, Anwalt der Menschenrechts-
organisation ASJ, war im Dezember 2006 er-
schossen worden. Er war mit verschiedenen Fäl-
len beschäftigt gewesen, in denen eine private 

Sicherheitsfirma mutmaßlich gegen das Arbeits-
recht verstoßen hatte. 

Die ASJ hat allen Amnesty-Mitstreitern für die 
Unterstützung gedankt. Für die Organisation ist 
der Kampf um Gerechtigkeit jedoch noch nicht zu 
Ende. Sie gibt sich mit der Bestrafung der krimi-
nellen Tat nicht zufrieden. Gerechtigkeit werde es 
erst geben, wenn auch die Hintermänner gefasst 
und zur Rechenschaft gezogen worden sind. 

Shelina Islam 
Quelle: E-Mail equipoca@amnesty.org vom 2.3.2009

  

 
Länderinformationen und Menschenrechtsberichte 
 
Das Hochkommissariat der Vereinten Nationen 
für Flüchtlinge (UNHCR) unterhält eine umfang-
reiche Datenbank mit Informationen zu allen Län-
dern der Welt. Auf den Americas-Seiten des 
UNHCR (http://www.unhcr.org/refworld/region/ 
4562d94e2.html) findet Ihr aktuelle Berichte, u.a. 
zu den zentralamerikanischen Staaten und zu 
Mexiko.  

Neben diversen Länderberichten werden teilweise 
auch Gesetzestexte und Kommentare, z.B. von 
Article 19 – Global Campaign for Free Expression 
(http://www.article19.org/) wiedergegeben, wobei 
die Auswahl nicht immer plausibel erscheint. 

Ein flüchtiges Durchklicken der Bestände macht 
deutlich, dass es für Costa Rica und Panama seit 
zehn Jahren keine Amnesty-Jahresberichte mehr 
gibt. Alle anderen Länder unserer Region sind 
relativ gut vertreten. 

Am 25.02.2009 erschien der neue Menschen-
rechtsbericht des U.S. State Department. Unter 
der URL http://www.state.gov/g/drl/rls/hrrpt/ 
2008/wha/index.htm findet man die Country Re-
ports on Human Rights Practices – immer noch 
eine der umfassendsten Darstellungen zur Men-
schenrechtslage in allen Ländern Lateinamerikas 
und des Karibischen Raumes. 

Wolfgang Grenz 
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Mexiko: Vier der fünf Gewissensgefangenen von Ayutla sind frei! 
 
Vier der fünf von Amnesty International zu Ge-
wissensgefangenen erklärten Vertreter der indi-
genen Organisation OPIM sind wieder frei. Dies 
teilte das Menschenrechtszentrum „Tlachinollan“ 
in Tlapa (Bundesstaat Guerrero) am 19. März mit. 
Die Freude ist groß. 

 

Nach fast einem Jahr wurden die am 17. April 
2008 willkürlich Verhafteten freigelassen, nach-
dem schon Mitte Oktober letzten Jahres eine Rich-
terin entschieden hatte, dass sie zu Unrecht ein-
säßen. Dagegen hatte ein Vertreter der Bundes-
staatsanwalt Berufung eingelegt.  

 
 

 

Eine Sorge besteht weiter: Raúl Hernández, der 
fünfte Angeklagte und nach Ansicht von AI eben-
falls unter falschen Anschuldigungen festgenom-
men, befindet sich nach wie vor in Haft. Wir alle 
sind aufgefordert, uns unvermindert für seine 
sofortige Freilassung einzusetzen. Das Menschen-
rechtszentrum Tlachinollan ist darüber hinaus 
bemüht, die immer noch bestehenden Haftbefehle 
gegen zehn weitere (auf freiem Fuß befindliche) 
OPIM-Mitglieder aufzuheben. 

Die Verhaftungen und die Haftbefehle gegen die 
OPIM-Vertreter beruhten auf der immer wieder-
holten, damit aber nicht glaubwürdiger werden-
den Beschuldigung der Justiz, an der Ermordung 
von Alejandro Feliciano García, einem Informan-
ten des mexikanischen Heeres am 1. Januar 2008 
beteiligt gewesen zu sein. Kritiker sahen in die-
sem Vorgang von Anfang an eine gezielte Störak-
tion gegen die Organización del Pueblo Indígena 
Me’phaa (OPIM), die sich für die wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Rechte dieses Volkes der 
Mixteken einsetzt. Es gibt hinreichende Beweise, 
dass Vertreterinnen und Vertreter der OPIM sys-
tematisch schikaniert, bedroht und gefoltert wur-
den. Erst kürzlich waren zwei Führer einer 
Schwesterorganisation entführt und eine Woche 
später mit Anzeichen von Folter erschossen auf-
gefunden worden. Die Kriminalisierung sozialer – 
und speziell indigener – Bewegungen hat Metho-
de. 

 
Vier der fünf Gewissensgefangenen der Organisation OPIM wur-
den am 19. März 2009 freigelassen (von rechts: Natalio Ortega 
Cruz, Orlando Manzanárez Lorenzo, Manuel Cruz Victoriano und 
Romualdo Santiago Enedina). Raúl Hernández Abundio befindet 
sich nach wie vor in Haft. 

© Tlachinollan 

 

 


